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AACHEN, DEN 14.04.2025	 NR. 10

STÄDTEREGION A ACHEN
Bekanntmachung

Gebührensatzung der StädteRegion Aachen für den bo-
dengebundenen Rettungsdienst und für die Leitstelle

Der Städteregionstag der StädteRegion Aachen hat auf-
grund des § 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Bildung der 
StädteRegion Aachen (Aachen-Gesetz) vom 26.02.2008, 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2015 
(GV. NRW. S. 698) in Verbindung mit § 5 Abs. 1 der Kreis-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) 
vom 14.07.1994, zuletzt geändert durch Art. 2 des Geset-
zes vom 13.04.2022 (GV NRW S. 490) und der §§ 2, 3, 6, 7, 
8, 14 und 15 des Gesetzes über den Rettungsdienst so-
wie die Notfallrettung und den Krankentransport durch 
Unternehmen (RettG NRW) vom 24.11.1992, zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 17.12.2015 (GV NRW S. 
886) in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 05.03.2024 (GV. NRW. S. 155) in seiner Sitzung am 
10.04.2025 folgende Gebührensatzung der StädteRegion 
Aachen für den bodengebundenen Rettungsdienst und 
für die Leitstelle erlassen:

§ 1
Träger des Rettungsdienstes

1.	 Die StädteRegion Aachen ist nach dem Gesetz über 
den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den 
Krankentransport durch Unternehmen (RettG NRW) 
vom 24.11.1992 Träger des Rettungsdienstes. Die Städ-
teRegion Aachen ist verpflichtet, die bedarfsgerech-
te und flächendeckende Versorgung der Bevölkerung 
mit Leistungen der Notfallrettung einschließlich der 
notärztlichen Versorgung im Rettungsdienst und des 
Krankentransportes sicherzustellen.

2.	 Die Städte Alsdorf, Eschweiler, Herzogenrath und Stol-
berg betreiben jeweils zumindest eine Rettungswa-
che in eigener Trägerschaft. Diese Leistungen werden 
nach eigener Gebührensatzung abgerechnet.

3.	 Personen, die in der StädteRegion Aachen verunglü-
cken oder erkranken, sind berechtigt, den Rettungs-
dienst im Rahmen der verfügbaren Rettungstrans-
port- und Krankentransportfahrzeuge in Anspruch zu 
nehmen.

§ 2
Grundsätze

1.	 Die Notfallrettung hat die Aufgabe, bei Notfall-
patientinnen und Notfallpatienten lebensretten-
de Maßnahmen am Notfallort durchzuführen, deren 
Transportfähigkeit herzustellen und sie unter Auf-
rechterhaltung der Transportfähigkeit und Vermei-
dung weiterer Schäden mit Notarzt- oder Rettungs-
wagen oder Luftfahrzeugen in ein für die weitere 
Versorgung geeignetes Krankenhaus zu befördern. 
Hierzu zählt auch die Beförderung von erstversorg-
ten Notfallpatientinnen und Notfallpatienten zu Dia-
gnose- und geeigneten Behandlungseinrichtungen. 
Notfallpatientinnen und Notfallpatienten sind Perso-
nen, die sich infolge Verletzung, Krankheit oder sons-
tiger Umstände entweder in Lebensgefahr befinden 
oder bei denen schwere gesundheitliche Schäden zu 
befürchten sind, wenn sie nicht unverzüglich medizini-
sche Hilfe erhalten.

2.	 Der Krankentransport hat die Aufgabe, Kranken oder 
Verletzten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen, 
die nicht Notfallpatientinnen oder Notfallpatienten 
sind, fachgerechte Hilfe zu leisten und sie unter Betreu-
ung durch qualifiziertes Personal mit Krankenkraftwa-
gen oder mit Luftfahrzeugen zu befördern.

3.	 Notfallpatientinnen und Notfallpatienten haben 
Vorrang.

4.	 Die Entscheidung über den Einsatz der bodengebun-
denen Rettungsmittel trifft die zuständige Leitstelle für 
den Rettungsdienst unter Zugrundelegung der Anga-
ben des Bestellers und deren pflichtgemäßer Prüfung.

5.	 Hat eine Krankenkasse oder ein anderer Kostenträger 
für ein Mitglied ein Kostenanerkenntnis abgegeben 
oder steht die Mitgliedschaft der oder des Transpor-
tierten in einer Krankenkasse oder bei einem anderen 
Kostenträger fest, so steht es der StädteRegion Aachen 
frei, die Gebühren von der Krankenkasse oder beim 
Kostenträger einzuziehen.

6.	 Die Benutzerin oder der Benutzer hat keinen Anspruch 
darauf, dass der von ihr/ihm benutzte Wagen für einen 
eventuell notwendigen weiteren Transport bereitge-
halten wird.

7.	 Die Fahrzeugführerinnen oder Fahrzeugführer bestim-
men die Wegstrecken bei Transportfahrten unter Be-
rücksichtigung der jeweils herrschenden Verkehrsver-
hältnisse selbst.
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§ 3
Begleitpersonen

1.	 Begleitpersonen können unentgeltlich mitgenommen 
werden, soweit genügend Plätze zur Verfügung ste-
hen und soweit die erforderliche Versorgung der oder 
des Transportierten dies zulässt. Die Entscheidung 
trifft die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer 
des Rettungs- oder Krankentransportwagens. Ein An-
spruch auf Mitnahme besteht nicht.

2.	 Gegenüber mitgenommenen Begleitpersonen haftet 
die StädteRegion Aachen nur für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit kommunaler Organe, Bediensteter oder 
Beauftragter.

§ 4
Gebühren

1.	 Für die Inanspruchnahme von Leistungen des Ret-
tungsdienstes der StädteRegion Aachen erhebt die 
StädteRegion Aachen Gebühren nach Maßgabe die-
ser Satzung.

2.	 Die Gebühren entstehen
a.	 bei dem Einsatz eines Krankentransportwagens 

(KTW) oder eines Rettungswagens (RTW) mit dem 
Transport;

b.	 bei dem Einsatz eines Notarzteinsatzfahrzeugs 
(NEF) bzw. eines Notarztes mit der (ggfls. teleme-
dizinischen) Behandlung eines Notfallpatienten;

c.	 bei einer missbräuchlichen Alarmierung durch das 
Ausrücken des jeweiligen Rettungsmittels. Eine 
missbräuchliche Alarmierung liegt vor, wenn die 
Person, die für sich oder einen Dritten den Ret-
tungsdienst anfordert, weiß oder hätte wissen 
müssen, dass die einen Einsatz von Rettungsmit-
teln rechtfertigende Situation nicht gegeben ist;

d.	 für einen durch den Patienten willentlich bestell-
ten aber trotz entsprechender medizinischer In-
dikation nicht benutzten Krankentransportwa-
gen oder Rettungswagen mit der ernsthaften und 
endgültigen Ablehnung des Transportes durch 
den Patienten;

e.	 bei einer vorsätzlichen, in einer exante-Perspekti-
ve für den durchschnittlich informierten, aufmerk-
samen und verständigen Bürger erkennbar nicht 
notwendigen Alarmierung von Mitteln des Ret-
tungsdienstes oder des Krankentransportes für 
die Leitstelle mit der sachgerechten Disposition 
der Rettungsmittel durch die Leitstelle (sogenann-
te Bagatelleinsätze);

f.	 bei dem Einsatz der Leitstelle mit der Disposition 
durch die Leitstelle unter Zugrundelegung der An-
gaben des Bestellers und deren pflichtgemäßer 
Prüfung für einen RTW (mit und ohne Notrufauf-
schaltung), KTW (mit und ohne Notrufaufschal-
tung), NEF, Rettungshubschrauber.

3.	 Bei Fahrten außerhalb der StädteRegion Aachen und 
ab dem 100. Kilometer (ab dem ersten Kilometer der 
Hinfahrt ab dem Standort des Wagens inklusive Rück-
fahrt gerechnet) kann die StädteRegion Aachen ne-
ben der Fahrzeuggebühr nach § 4 Abs. 2 dieser Sat-
zung eine Gebühr nach den tatsächlichen Mehrkosten 

berechnen, die aufgrund der zusätzlichen Leistungser-
bringung in Form von Fahrtkilometern (Abrechnung 
der Treibstoffkosten ab dem 100. Kilometer kilometer-
genau) und Personalleistungen (Abrechnung der Per-
sonalkosten ab dem 100. Kilometer minutengenau, es 
wird eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 60 km/h 
angenommen) entstehen und dem Gebührenschuld-
ner auferlegen.

4.	 Für (prophylaktische) Begleitfahrten kann die Städte-
Region Aachen eine Abrechnung über eine Gebühr 
vornehmen; hier entsteht die Gebühr mit dem Ausrü-
cken des Fahrzeugs.

5.	 Werden mehrere Kranke oder Verletzte, die nicht Not-
fallpatienten sind, gleichzeitig befördert, so erhöht 
sich die Gebühr um 50 %.

§ 5
Gebührenschuldner

1.	 Gebührenpflichtig ist die Person, die die Leistungen 
des Rettungsdienstes in Anspruch nimmt oder in de-
ren Interesse der Rettungsdienst tätig wird. 

2.	 Im Falle einer missbräuchlichen Alarmierung wird die 
Person Gebührenschuldner, die für sich oder einen 
Dritten den Rettungsdienst anfordert und weiß oder 
hätte wissen müssen, dass die einen Einsatz von Ret-
tungsmitteln rechtfertigende Situation nicht gegeben 
ist. 

3.	 Mehrere Gebührenpflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 

§ 6
Gebührenmaßstab

Die Gebühr wird für die Inanspruchnahme eines Einsatz-
fahrzeuges oder der Leitstelle nach Art des Einsatzes als 
Wahrscheinlichkeitsmaßstab pauschal erhoben. Daneben 
kann eine Gebühr für die von dem Einsatzfahrzeug ein-
satzbedingt zurückgelegte Strecke je angefangenem Ki-
lometer erhoben werden, die über den 99. Kilometer und 
über das Gebiet der StädteRegion Aachen hinausgeht.

§ 7
Gebührensätze

Es gelten die folgenden Gebührensätze:
Krankentransportwagen (KTW): 	 711,82 € 
Rettungswagen (RTW): 	 1.445,03 € 
Notarzteinsatzfahrzeug (NEF): 	 952,52 € 
Leitstelle RTW: 	 110,14 € 
Leitstelle KTW: 	 82,61 € 
Leitstelle NEF: 	 44,06 € 
Leitstelle Rettungshubschrauber 	 220,28 € 
Leitstelle RTW ohne Notrufaufschaltung	 73,43 € 
	
Kilometerpauschale (Gebiet außerhalb 
der StädteRegion Aachen)	 2,50 €
Kilometerpauschale (alle Fahrten >99 km)	 2,50 €
Personalminuten KTW 	 7,50 €
Personalminuten RTW 	 7,50 €
Personalminuten NEF 	 7,50 €
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§ 8
Fälligkeit der Gebühr

1.	 Die Gebühren sind innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides an die StädteRe-
gion Aachen zu entrichten.

2.	 Rückständige Gebühren werden im Verwaltungsvoll-
streckungsverfahren eingezogen.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2025 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung der StädteRegion 
Aachen für den bodengebundenen Rettungsdienst und 
die Leitstelle vom 08.12.2022 und die 1. Änderungssatzung 
der StädteRegion Aachen für die Leitstelle vom 14.12.2023 
außer Kraft.

STÄDTEREGION A ACHEN
Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Gebührensatzung der StädteRegion Aa-
chen für den bodengebundenen Rettungsdienst und für 
die Leitstelle wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen die-
ser Hauptsatzung nach Ablauf von sechs Monaten seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a.	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b.	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c.	 der Städteregionsrat hat den Städteregionstag be-
schluss vorher beanstandet oder

d.	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Städteregion vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Aachen, den 10.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 Dr. Tim Grüttemeier

STÄDTEREGION A ACHEN
Öffentliche Bekanntmachung

Genehmigungsbescheid nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) 

Genehmigung für die Errichtung und zum Betrieb von 
zwei Anlagen zur Nutzung von Windenergie (Wind-
energieanlagen –WEA-) mit einer Gesamthöhe von 
mehr als 50 m in der Stadt Baesweiler - westlich der 
Bundesstraße 57 für die 

BMR energy solutions GmbH
Berliner Ring 11
52511 Geilenkirchen, 
Az: 354-0044-45/24/1.6.2

Gemäß § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren -9. BImSchV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) in 
der zurzeit geltenden Fassung wird hiermit nachfolgende 
Entscheidung öffentlich bekannt gegeben:

I Verfügender Teil des Bescheides (Tenor)
Aufgrund der §§ 4, 6 und 19 Abs. 3 i. V. m. § 10 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in Verbindung mit 
den §§ 1 und 2 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV), sowie Nr. 1.6.2, 
Verfahrensart V des Anhangs 1 dieser Verordnung, in Ver-
bindung mit der Befreiung der Bezirksregierung Köln von 
der allgemeinen planerischen Untersagung gemäß § 36a 
Abs. 1 LPlG NRW vom 24.03.2024, Az.  53-2025-0030522, er-
teile ich der

BMR energy solutions GmbH
Berliner Ring 11
52511 Geilenkirchen.

auf Ihren Antrag vom 29.11.2024 und Ihrer Antragsän-
derung vom 13.02.2025 sowie den Ergänzungen vom 
20.12.2024 die Genehmigung für die Errichtung und zum 
Betrieb von insgesamt zwei Anlagen zur Nutzung von 
Windenergie mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m in 
der Stadt Baesweiler – westlich der Bundesstraße 57.

Die Antragsänderung war erforderlich, da die mit Antrag 
vom 29.11.2024 eingereichte WEA 5 aus luftfahrtrechtli-
chen Gründen nicht genehmigungsfähig gewesen wäre.

Diese Genehmigung erstreckt sich auf den Bau und den 
Betrieb von zwei WEA der Firma Nordex N149 mit einer 
Nennleistung von 5,7 MW, einer Nabenhöhe von 105 m 
bzw. 125 m, einem Rotordurchmesser von 149,1 m und ei-
ner Gesamthöhe von 179,55 m bzw. 199,55 m. Die exakte 
Ausführung der WEA kann dem Register 7 der Antragsun-
terlagen entnommen werden.
Die Errichtung und der Betrieb der genehmigten Anlagen 
erfolgten in: 
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Der höchste Punkt der Windkraftanlage WEA 4 erreicht am 
Standort eine Höhe von maximal 330,55 Meter über Nor-
malhöhenull und der WEA 5 von maximal 316,55 Meter 
über Normalhöhenull. 

Die Genehmigung wird unbeschadet der privaten Rech-
te Dritter und der behördlichen Entscheidungen, die nach 
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlos-
sen werden, nach Maßgabe der mit ihr verbundenen und 
nachstehenden unter Abschnitt II aufgeführten Antrags-
unterlagen erteilt, soweit im Abschnitt III – Nebenbestim-
mungen – keine abweichende Regelung getroffen ist.

Soweit die Nebenbestimmungen auf den Baubeginn ab-
stellen, werden von diesem jegliche im Zusammenhang 
mit der jeweils geplanten WEA stehenden Bauarbeiten er-
fasst, einschließlich der Errichtung der Fundamente und 
Wegebauarbeiten.

Die in den Nebenbestimmungen festgelegten Fristen kön-
nen nur mit ausdrücklicher schriftlicher Zustimmung der 
Unteren Umweltschutzbehörde der StädteRegion Aachen 
(UUB SR) verändert werden. Ein diesbezüglicher Anspruch 
auf Zustimmung besteht nicht.
Die Genehmigung umfasst die Errichtung und den Betrieb 
der vorstehend aufgeführten WEA einschließlich des inte-
grierten Transformators.

Die Kabeltrasse zur Fortleitung des erzeugten Stromes ist 
nicht Bestandteil dieser Genehmigung. 

In diesem Bescheid sind folgende Entscheidungen 
eingeschlossen:

1.	 Baugenehmigung gemäß § 63 der Bauordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung / 
BauO NRW) i. V. m. dem Prüfbescheid zur Typenprü-
fung (Prüfnummer 3228481-7-d Rev.4; 3114113-163-d 
Rev.3), 

2.	 Luftrechtliche Zustimmung gemäß §§ 14 Abs. 1 und 18 
a Luftverkehrsgesetz (LuftVG).

Die Anlagen dürfen grundsätzlich von Montag 0:00 Uhr bis 
Sonntag 24:00 Uhr betrieben werden. 

Die nachfolgend aufgeführten Antragsunterlagen sind Be-
standteil und Grundlage der Genehmigung, soweit in den 
Nebenbestimmungen nicht Abweichungen hiervon fest-
gelegt werden.

Darüberhinausgehende Abweichungen sind ggf. unter 
Hinzuziehung eines Sachverständigen zu bewerten und 
bedürfen der Zustimmung der Unteren Umweltschutz-
behörde der StädteRegion Aachen, bzw. der jeweiligen 
Fachbehörde.

II Nebenbestimmungen
Zur Sicherstellung der Genehmigungsvoraussetzungen (§ 
6 BImSchG) wurde die Genehmigung gemäß § 12 Abs. 1 
BImSchG unter Maßgabe der in Abschnitt III des Beschei-
des aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt.

III Auslegung und Anforderung des Bescheides
Da die Antragstellerin nach § 21a Abs. 1 der 9. BImSchV die 
öffentliche Bekanntmachung beantragt hat, wird dieser 
Bescheid entsprechend den hier anzuwendenden Vorga-
ben des § 10 BImSchG veröffentlicht und bekannt gemacht. 

Der Genehmigungsbescheid vom 01.04.2024 einschließ-
lich Begründung und die zugehörigen Antragsunterlagen 
liegen für den Zeitraum von zwei Wochen in der Zeit 

vom 15.04.2025 bis einschließlich 29.04.2025
(außer an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen)

an folgender Stelle nach vorheriger Terminabsprache zur 
Einsichtnahme aus:

StädteRegion Aachen
Dienstgebäude Zollernstraße 20, 52064 Aachen, Zimmer F 
322
nach telefonischer Vereinbarung unter 0241/5198-
7021 oder 0241/5198-7061
montags bis donnerstags von 09:00 Uhr bis 15:00,
freitags von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr

Zusätzlich ist der Genehmigungsbescheid auf der Internet-
seite der StädteRegion Aachen unter 
A70/ Immissionsschutz/ Immissionsschutzrechtliche Ver-
fahren/Förmliche Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteili-
gung/Abgeschlossene Verfahren
veröffentlicht.

Die Unterlagen sind bis zum Ende der angegebenen Ausle-
gungsfrist abrufbar.
Mit Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch ge-
genüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben, als 
zugestellt.

Ihre Rechte
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann Klage erhoben werden. Da-
bei ist Folgendes zu beachten:

Klage muss
•	 innerhalb eines Monats, nach dem der Bescheid zuge-

stellt wurde 
•	 beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-

Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster erhoben 
werden.

WEA Gemarkung Flur Flurstück Koordinate
(UTM WGS 84)

East North

4 Baesweiler 30 44 32.299.711 5.642.566

5 Oidtweiler 9 4 32.299.533 5.642.190
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Gemäß § 67 Abs. 4 Satz 1 VwGO müssen Sie sich, außer in 
Prozesskostenhilfeverfahren, vor dem Oberverwaltungs-
gericht durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten 
lassen, bspw. durch einen Rechtsanwalt bzw. eine Rechts-
anwältin. Die Klage muss dann zwingend nach § 55 d Satz 
1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß 
§ 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. 
Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe Elektronischer-Rechtsverkehr-Verord-
nung vom 24. November 2017 in der jeweils geltenden 
Fassung.

Hinweis
Bei einer Klage können Ihnen Kosten entstehen. Ich emp-
fehle Ihnen deshalb, sich zu vor mit mir in Verbindung zu 
setzen. So können Fragen zum Bescheid eventuell auch 
ohne Klage geklärt werden. Beachten Sie jedoch, dass sich 
die Klagefrist von einem Monat hierdurch nicht verlängert.

Weiter Informationen zur elektronischen Klageerhebung 
erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.

Rechtsbehelfsbelehrung für nicht am Verfahren beteiligte 
Dritte: 
Gegen den o. a. Bescheid kann Widerspruch erhoben wer-
den. Dabei ist Folgendes zu beachten: 

Widerspruch muss 
•	 innerhalb eines Monats, nachdem der Bescheid be-

kannt gemacht wurde 
•	 bei der StädteRegion Aachen, Zollernstraße 10, 52070 

Aachen
erhoben werden. 

Hinweise 
Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner Erhe-
bung zu begründen. 
Gemäß § 67 Abs. 4 Satz 1 VwGO müssen Sie sich, außer in 
Prozesskostenhilfeverfahren, vor dem Oberverwaltungs-
gericht durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten 
lassen, bspw. durch einen Rechtsanwalt bzw. eine Rechts-
anwältin. Die Klage muss dann zwingend nach § 55 d Satz 
1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß 
§ 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. 
Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe Elektronischer-Rechtsverkehr-Verord-
nung vom 24. November 2017 in der jeweils geltenden 
Fassung.

Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung einer 
Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von 
mehr als 50 Metern hat keine aufschiebende Wirkung. Der 
Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ge-
gen die Zulassung einer Windenergieanlage nach § 80 Abs. 
5 S. 1 Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe der Zulassung gestellt und 
begründet werden.

Hinweis
Bei einer Klage können Ihnen Kosten entstehen. Ich emp-
fehle Ihnen deshalb, sich zu vor mit mir in Verbindung zu 
setzen. So können Fragen zum Bescheid eventuell auch 
ohne Klage geklärt werden. Beachten Sie jedoch, dass sich 
die Klagefrist von einem Monat hierdurch nicht verlängert.

Weiter Informationen zur elektronischen Klageerhebung 
erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.

Aachen, 09.04.2025	 Der Städteregionsrat 
	 Dr. Tim Grüttemeier

STÄDTEREGION A ACHEN
Bekanntmachung

Senioren- und Betreuungszentrum der StädteRegion 
Aachen, Eschweiler
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschluss- 
prüfers

An das Senioren- und Betreuungszentrum der StädteRegi-
on Aachen, Eschweiler

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Senioren- und Betreu-
ungszentrums der StädteRegion Aachen, - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des Senioren- und Betreuungszentrum der 
StädteRegion Aachen, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Janu-
ar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we-
sentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen i. V. 
m. den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, den er-
gänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Eigenbetriebes zum 31. Dezember 2023 
sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und

http://www.justiz.de
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•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes. In al-
len wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung unter Anwendung der IDW Prü-
fungsstandards für weniger komplexe Einheiten durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes“ unseres Bestätigungsvermerkes wei-
tergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jah-
resabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften, der Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen sowie der Pflege-Buch-
führungsverordnung in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Eigenbetriebes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu er-
möglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellun-
gen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulatio-
nen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) 
oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verant-
wortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-

führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 
auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, so-
fern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichtes, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
sowie der Pflege-Buchführungsverordnung entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Lageberichtes in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeigne-
te Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 
zu können.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Ei-
genbetriebes zur Aufstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-
betriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen sowie der Pflege-Buchführungsver-
ordnung entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsur-
teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB und § 103 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen unter Beachtung der vom Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung unter 
Anwendung der IDW Prüfungsstandards für weniger kom-
plexe Einheiten durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultie-
ren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünf-
tigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichtes getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber 
hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentli-
cher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultieren-
de wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist höher als das Risiko, dass aus Irrtümern re-
sultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-
ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Au-
ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 
des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsys-
tem und den für die Prüfung des Lageberichtes relevan-
ten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigen-
betriebes abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-
lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-
heit des von den gesetzlichen Vertretern angewand-
ten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundla-
ge der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zwei-
fel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentli-
che Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben 
im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerkes erlang-
ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Ge-
gebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Ei-
genbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann.

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jah-
resabschlusses insgesamt einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegen-
den Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes 
vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichtes mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten An-
gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es be-
steht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künf-
tige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfun-
gen feststellen.

Mainz, 28. August 2024	 Schüllermann und Partner AG
    	 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
     	 Steuerberatungsgesellschaft
	 Dipl.-Kfm. Sascha Gönnheimer	
	 Wirtschaftsprüfer	
	 Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger
      	 Wirtschaftsprüfer

STÄDTEREGION A ACHEN
Bekanntmachung

Der Jahresabschluss (Bilanz- und Gewinn- und Verlustrech-
nung) und der Lagebericht 2023 können im Senioren- und 
Betreuungszentrum der StädteRegion Aachen in Eschwei-
ler, Johanna-Neuman-Straße 4, in der Zeit

vom 15.04.2025 bis 23.04.2025
montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr eingesehen 
oder zur Übersendung angefordert werden.

Eschweiler, den 14.04.2025 	 Müller 
	 Senioren- und 	
	 Betreuungszentrum
	 der StädteRegion Aachen

STÄDTEREGION A ACHEN
Bekanntmachung

1. Änderungssatzung vom 10.04.2025 zur Hauptsat-
zung der StädteRegion Aachen vom 19.12.2024

Der Städteregionstag der StädteRegion Aachen hat auf-
grund von § 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Bildung der 
StädteRegion Aachen (Aachen-Gesetz) vom 26.02.2008 in 
Verbindung mit § 5 Abs. 3 der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) in der derzeit geltenden 
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Fassung (GV. NRW. S. 136) in seiner Sitzung am 10.04.2025 
die folgende 1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 19.12.2024 beschlossen:

§ 1
Der bisherige § 13 Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen.

§ 2
Nach § 16 wird folgender § 17 neu eingefügt:

„Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnliche Einrich- 
tungen
1.	 Der Städteregionstag entscheidet in Anlehnung an 

die Vorgaben der Eigenbetriebsverordnung NRW über 
die Bestellung und Abberufung der Betriebs-/Ver-
waltungsleitung. Dies gilt ebenso für die Einstellung, 
Höhergruppierung und Kündigung der Betriebs-/
Verwaltungsleitung.

2.	 Für die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Senioren- 
und Betreuungszentrum der StädteRegion Aachen in 
Eschweiler wird die Befugnis gemäß § 6 EigVO NRW zur 
Einstellung, Ein- oder Höhergruppierung und Beendi-
gung von Arbeitsverhältnissen von Arbeitnehmer_in-
nen, mit Ausnahme des_der Verwaltungsdirektor_in 
auf den_die Verwaltungsdirektor_in übertragen. De-
tails hierzu sind in der Dienstanweisung für die Verwal-
tungsleitung des Senioren- und Betreuungszentrums 
der StädteRegion Aachen geregelt.“

§ 3
Der bisherige § 17 wird zu § 18 und der bisherige § 18 wird 
zu § 19.

§ 4
Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tag nach der Be-
kanntmachung in Kraft.

STÄDTEREGION A ACHEN 
Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung 
der StädteRegion Aachen vom 19.12.2024 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen die-
ser Hauptsatzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 

a.	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b.	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c.	 der Städteregionsrat  hat den Städteregionstags-
beschluss vorher beanstandet oder 

d.	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der StädteRegion Aachen vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache  
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Aachen, den 10.04.2025	 gez.: Dr. Grüttemeier	
	        Städteregionsrat

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 32 – Ordnungsamt
Zollernstr. 20, 52070 Aachen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

DELANOVIC MICHAEL GRESSENICHER STR. 7
52249 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bußgeldbescheid 3406.20094077 12.03.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ordnungsamt der Städte-
Region Aachen, Zollernstr. 20, 52070 Aachen und kann dort 
während der Öffnungszeiten von dem Empfänger oder ei-
nem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 09.04.2025	 Der Städteregionsrat	
	 i. A. Frau Blaskowitz 

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

RADE BENEDIKT 
JOHANNES 
ANDREAS  

INDESTRASSE 173 
52249 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bußgeldbescheid 3406.60019975 10.02.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ordnungsamt der Städte-
Region Aachen, Zollernstr. 20, 52070 Aachen und kann dort 
während der Öffnungszeiten von dem Empfänger oder ei-
nem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
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Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 09.04.2025	 Der Städteregionsrat	
	 i. A. Frau Blaskowitz

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

SPIERTZ CHRISTIAN ROSENALLEE 19
52249 ESCHWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Bußgeldbescheid 060020026 05.02.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Ordnungsamt der Städte-
Region Aachen, Zollernstr. 20, 52070 Aachen und kann dort 
während der Öffnungszeiten von dem Empfänger oder ei-
nem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 09.04.2025	 Der Städteregionsrat	
	 i. A. Frau Neulen

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 36 – Straßenverkehrsamt
Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

DONURU SRINATH 
REDDY

BRANDERHOFER WEG 86
52066 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/65/VA/OF 10.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 10.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

FANIENG JÖRG HÜNEFELDSTR.33
52068 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Anhörung 36.1/2024/63/SA/OF 04.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 04.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

KEULERZ THOMAS BROICHER STR.149 B
52477 ALSDORF

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/62/SA(1)/OF 04.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
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– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 04.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

KLIMAS HENDRIK FALK PRAGER RING 45
52070 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/67/VA/CS 11.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 11.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

ÖZDEMIR DEVRIM VERLAUTENHEIDENER 
STR. 149B
52080 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/61/SA(1)/OF 02.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 

einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 02.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

RASCH GÜNTHER PERLENAU 7
52156 MONSCHAU

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/64/VA/OF 08.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 08.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Offergeld

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

SZECSENYI
ERBEN

CLAUDIA PLITSCHARD 186
52134 HERZOGENRATH

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Verfügung 36.1/2024/66/VA/CS 10.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im Straßenverkehrsamt der 
StädteRegion Aachen, Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen 
und kann dort während der Öffnungszeiten montags 7:30 
– 15:00 Uhr, dienstags 7:30 – 12:30 Uhr, mittwochs 7:30 – 
12:30 Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr, donnerstags 7:30 – 15:00 
Uhr und freitags 7:30 – 12:30 Uhr von dem Empfänger oder 
einem Bevollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang ge-
nommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 



62

Herausgeber: StädteRegion Aachen, Der Städteregionsrat, 52090 Aachen, Telefon 0241/5198-0. Verantwortlich für den Vertrieb Bekanntmachungen der  
StädteRegion Aachen: StädteRegion Aachen, Der Städteregionsrat, Stabsstelle Öffentlichkeitsarbeit. Layout und Satz: Druckerei der StädteRegion Aachen, 
Bachstraße 39, 52066 Aachen.

können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 10.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Schürmann

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung wird nachstehendes Dokument durch diese 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt.

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 36 – Straßenverkehrsamt, Führerscheinstelle
Carlo-Schmid-Str. 4, 52146 Würselen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

BEX HARALD VIKTORIASTR. 28
52066 AACHEN

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Erm+Geb 36.2.3/dec 31.03.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Das Dokument befindet sich im A 36 der StädteRegion Aa-
chen, Führerscheinstelle, Zimmer 115, Carlo-Schmid-Straße 
4, 52146 Würselen und kann dort während der Öffnungs-
zeiten: Mo 07.30 – 15.00 Uhr, Di 07.30 – 12.30 Uhr, Mi 07.30 
– 12.30 Uhr und 14.00 – 17.00 Uhr, Do 07.30 – 15.00 Uhr, 
Fr 07.30 – 12.30 Uhr von dem Empfänger oder einem Be-
vollmächtigten eingesehen bzw. in Empfang genommen 
werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 31.03.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Decker

STÄDTEREGION A ACHEN
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

Gemäß § 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit § 
4 BekanntmVO NRW vom 26.08.1999 (GV NRW S. 516) in 
der zurzeit gültigen Fassung sowie § 15 Hauptsatzung der 
StädteRegion Aachen vom 24.11.2009 in der zurzeit gülti-
gen Fassung werden nachstehende Dokumente durch die-
se öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 

I. Behörde, für die zugestellt wird: 
StädteRegion Aachen
Der Städteregionsrat 
A 51 - Amt für Kinder, Jugend und Familie
Zollernstr. 10, 52070 Aachen

II. Zustellungsadressat (Person/Firma) 
Name: Vorname: Letzte bekannte Anschrift:

SOCHI  WISDOM  HUBERTUSSTR. 87
52499 BAESWEILER

III. Bezeichnung des Dokumentes, das zugestellt wird
Bezeichnung: Akten-/Kassenzeichen: Datum vom:

Inverzugsetzung 51.5/UVG/O 167-200
51.5/UVG/O 168-200

08.04.2025

IV. Bezeichnung der Stelle, wo das Dokument eingese-
hen bzw. in Empfang genommen werden kann
Die Dokumente befinden sich im Amt für Kinder, Jugend 
und Familie der StädteRegion Aachen, Zollernstraße 10, 
52070 Aachen, und können dort während der Öffnungs-
zeiten montags bis freitags von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr von 
dem Empfänger oder einem Bevollmächtigten eingesehen 
bzw. in Empfang genommen werden.
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können. Gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW gilt das Doku-
ment als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind.

Aachen, den 08.04.2025	 Der Städteregionsrat
	 i. A. Frau Frank


